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Aufruf zur Influenza­
impfung beim medi­
zinischen Personal 

Das Sächsische Staatsministerium für 
Soziales und Verbraucherschutz hat 
zusammen mit der Sächsischen Lan-
desärztekammer, der Kassenärztli-
chen Vereinigung Sachsen und der 
Krankenhausgesellschaft Sachsen im 
Oktober eine Plakataktion zur Influ-
enzaimpfung gestartet. Die Sächsi-
sche Staatsministerin Barbara Klepsch 
appellierte zum Auftakt dieser Aktion 
an das Personal aller Krankenhäuser 
und Arztpraxen: „Als medizinisches 
Personal haben Sie eine besondere 
Verantwortung. Nehmen Sie sie wahr 
und lassen Sie sich impfen!“ 
Ziel der Plakataktion ist es, die 
Impfquoten beim medizinischen Per-
sonal, die bisher leider sehr niedrig 
sind, zu erhöhen. Unter dem Motto 

„Wir sind geimpft! Und Sie?“ wer-
ben Arztpraxen, Krankenhäuser, aber 
auch andere Einrichtungen des Ge -
sundheitswesens für den Impfschutz 
vor Influenza. Die Plakate zum 

öffentlichkeitswirksamen Anbringen 
in den eigenen Räumen können in 
zwei Versionen unter www.publikati-
onen.sachsen.de (Stichwort „Plakat 
Influenza“) kostenfrei bestellt oder 
heruntergeladen werden. Das Plakat 
Influenza mit Bild zeigt Dr. med. Kat-
rin Andraczek, Kinderärztin im Städ-
tischen Klinikum Dresden-Neustadt 
und Dr. med. Klaus Lorenzen, Haus-
arzt in Dresden. Beide gehen mit 
gutem Beispiel voran und lassen sich, 
vor allem zum Schutz ihrer Patienten, 
gegen Influenza impfen. Bei der 
zweiten Plakatversion ohne Bild kön-
nen Krankenhäuser und niedergelas-
sene Ärzte ihr eigenes Team abbil-
den. Dafür kann in die vorgesehene 
Leerstelle im Plakat ein aussagekräf-
tiges Foto des geimpften Personals 
eingefügt werden. Erste Plakate wur-
den bereits bestellt und hängen in 
den entsprechenden Einrichtungen, 
unter anderem auch im Gesund-
heitsamt Dresden. 

Dr. Susanne Bastian, 
Referentin für Infektionsschutz 

Sächsisches Staatsministerium für Soziales und 
Verbraucherschutz

Gesundheitspolitik

Vorstandstreffen 
Sachsen­Nieder­
schlesien

Am 21. und 22. Oktober 2016 trafen 
sich die Vorstände der Sächsischen 
Landesärztekammer und der Nie-
derschlesischen Ärztekammer zur  
6. ge  meinsamen Vorstandssitzung in 
Dresden. Erik Bodendieck, Präsident 

der Sächsischen Landesärztekammer, 
stellte zunächst die zahlreichen 
Ge setzesvorhaben im Gesundheits-
bereich den Gästen vor. Dazu gehör-
ten unter anderem das Krankenhaus-
strukturgesetz, das Palliativgesetz 
und das Antikorruptionsgesetz.

Die polnischen Vertreter waren ob 
der vielen Gesetze überrascht, da es 
in Polen sehr viel schwieriger sei, 

neue Strukturen zu generieren. Doch 
politischer Wille sei es, in den kom-
menden Jahren eine Umstrukturie-
rung der Patientenversorgung zu 
erreichen. Dazu gehört eine vollstän-
dige Zentralisierung des Gesund-
heitswesens beim Gesundheitsminis-
ter in Warschau. 

In den vergangenen 20 Jahren wur-
den viele Kliniken geschlossen oder 
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privatisiert. Allein in Niederschlesien 
ging die Zahl der Krankenhäuser von 
68 im Jahre 1990 auf heute 30 
zurück. Zudem sei es durch den 
Wettbewerb vieler Akteure, darunter 
ausländische Klinikbetreiber, um 
Patienten zu Fällen von Korruption, 
Qualitätsverlust und einer schlechte-
ren Zusammenarbeit unter den Ärz-
ten gekommen. Außerdem mussten 
die Wojewodschaften (Regierungs-
bezirke) für Schulden von Kranken-
häusern haften, die nach einem Jahr 
der Privatisierung keine Gewinne 
erwirtschaftet hatten.
Die neue Struktur sieht ab 2017 die 
Installation eines Familienarztes vor, 
der den gesamten Behandlungspro-
zess des Patienten über sogenannte 
Zentren der Gesundheitspflege vor 
und nach einer stationären Behand-
lung steuert. Die staatlichen Kran-
kenhäuser sollen in drei Kategorien 
aufgeteilt werden. Zur Stufe I gehö-
ren allgemeine Krankenhäuser mit 
vier Abteilungen (darunter Pädiatrie 
und Onkologie), zur Stufe II Kran-
kenhäuser mit acht verschiedenen 
Fachabteilungen, zur Stufe III Kran-
kenhäuser mit zehn verschiedenen 
Fachabteilungen. Daneben sollen die 
staatlichen Krankenhäuser Poliklini-
ken betreiben, die über die nationale 
Krankenversicherung finanziert wer-
den. Privatkliniken und privat tätige 
Ärzte müssten sich selbst finanzieren, 
weshalb man damit rechnet, dass 
Ärzte in eigener Niederlassung ihre 
Praxen aus Kosten- und Konkurrenz-
gründen aufgeben müssten. Bis 

2018 soll noch ein Amt für Öffentli-
ches Gesundheitswesen eingerichtet 
werden. Weiterhin sollen die Ge -
sundheitsausgaben erhöht werden. 
Aktuell  steht Polen in der EU auf 
dem drittletzten Platz. Die Ausgaben 
sollen von derzeit 4,5 Pozent des 
Bruttoinlandsproduktes (ca. 17 Mrd. 
Euro) auf 6 Prozent bis zum Jahr 
2026 steigen.
Doch vor all diesen Maßnahmen 
steht die Wahl einer neuen Regie-
rung. Deshalb sei es noch nicht ganz 
sicher, welche Maßnahmen tatsäch-
lich umgesetzt werden, denn die 
Politiker denken und handelten nur 
kurzfristig und auf Wählerstimmen 
orientiert, kritisierte Dr. med. habil. 
Paweł Wróblewski, Präsident der 
Niederschlesischen Ärztekammer, die 
aktuelle Lage.

Vorgestellt wurde anschließend die 
Kommission für ärztliche Behand-
lungsfehler der Niederschlesischen 
Ärztekammer. Diese Kommission 
existiert seit sechs Jahren und ist mit 
zwei Ärzten und zwei Juristen be -
setzt. Sie darf laut gesetzlichem Auf-
trag nur ärztliche Fehler im Kranken-
haus untersuchen. Doch während 
zum Beispiel in Schweden 95 Prozent 
der vermuteten Behandlungsfehler 
von einer solchen Kommission bear-
beitet werden, sind es in Polen nur  
2 Prozent. Fast alle ärztlichen Be -
handlungsfehler würden vor Gericht 
ausgetragen, was nur für Anwälte 
gut sei, kritisierte Dr. med. Leszek 
Bystryk die Situation.  

Einen kritischen Blick auf grenzüber-
schreitende Gesundheitsprojekte rich-
tete Martin Strunden vom Sächsi-
schen Staatsministerium für Soziales 
und Verbraucherschutz. Derzeit sei 
man dabei, die Antrags- und Förder-
bedingungen zu überdenken, da in 
den bisherigen Anträgen die Argu-
mentation „Grenzregion gleich Pro-
blemregion“ oftmals nicht zutreffe. 
Gerade die medizinische Versorgung 
sei an der sächsischen Grenze zu 
Polen nicht anders als zum Beispiel 
in Nordsachsen. Ziele von grenzüber-
schreitenden Projekten müssten 
daher eher die Entwicklung der Wirt-
schaft und des Kulturraumes sowie 
der wissenschaftliche Austausch sein. 

Zum Schluss stellte Prof. Dr. med. 
habil. Antje Bergmann die medizini-
sche Versorgung von Asylbewerbern 
in Sachsen vor. Die Schaffung von 
Versorgungsstrukturen während der 
hohen Zahl an Flüchtlingen im Som-
mer 2015, die deutschlandweit bei-
spielhafte Einrichtung von Flüchtlings-
ambulanzen im Freistaat und die 
effektive Zusammenarbeit mit der 
Landesregierung in Fragen des Asyl-
bewerberleistungsgesetzes bildeten 
die Schlagworte dazu. Die polni-
schen Gäste waren von dieser Dar-
stellung sichtlich beeindruckt, spielt 
doch das Thema Flüchtlinge in Polen 
derzeit noch eine untergeordnete 
Rolle. Einig war man sich aber darin, 
dass Ärzte unabhängig von der 
 politischen Einschätzung zur Hilfe 
gegenüber kranken, verletzten oder 
traumatisierten Menschen verpflich-
tet seien. Ganz gleich, aus welchem 
Land sie kämen und welchen Status 
sie hätten.

Die gemeinsamen Vorstandssitzun-
gen der Sächsischen Landesärzte-
kammer und der Niederschlesischen 
Ärztekammer dienen seit dem Jahr 
2002 der Pflege der nachbarschaft-
lichen Beziehungen und des Aus-
tauschs über gesundheitspolitische 
Entwicklungen in beiden Ländern.

Knut Köhler M.A.
Leiter Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Teilnehmer der 6. Deutsch-Polnischen Vorstandssitzung in Dresden          © SLÄK




